
Stellungnahme der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (FV Thomas Ulmer) 
zur Vorlage 2025/332/1 – Umnutzung des Gebäudes Bolzstraße 25 
 

Die Umnutzung des Gebäudes Bolzstraße 25 für die Unterbringung von geflüchteten 
Menschen aus der Ukraine sowie klassisch obdachlosen Personen stellt aus unserer 
Sicht eine sachgerechte, verantwortungsvolle und zukunftsorientierte Entscheidung 
dar. 

1. Humanitäre Verantwortung und kommunale Pflichtaufgabe 

Die Stadt steht – wie in der Vorlage ausführlich dargelegt – vor erheblichen 
Herausforderungen in der Unterbringung sowohl obdachloser Menschen als auch 
ukrainischer Geflüchteter. Insbesondere die steigenden Zuweisungszahlen im 4. 
Quartal 2025 sowie der anhaltende Bedarf im Bereich der Wohnungslosenhilfe 
machen zusätzliche Kapazitäten dringend erforderlich.  

Für uns als Grüne ist klar: 
Die Unterbringung von Geflüchteten und obdachlosen Menschen ist keine freiwillige 
Leistung, sondern Ausdruck unserer verfassungsrechtlichen und humanitären 
Verantwortung. Menschenwürde ist unteilbar. Wer seine Wohnung verloren hat oder 
vor Krieg flieht, ist nicht das Problem – sondern auf unsere Solidarität angewiesen. 

Die untergebrachten Personen sind keine kriminellen Personen. Von Seiten der 
Kriminalitätsbelastung der Weststadt gibt es keine besonderen Auffälligkeiten. Es ist 
daher sachlich falsch und politisch nicht verantwortbar, durch unbegründete 
Sicherheitsdebatten Ängste zu schüren. 

2. Durchmischung als Chance – keine Gefahr 

Die geplante Mischnutzung – Unterbringung obdachloser Menschen, ukrainischer 
Geflüchteter sowie die Weiternutzung des Dachgeschosses durch die Gluckerschule 
– stellt aus unserer Sicht keine Gefahr dar, sondern ist im Gegenteil ein 
stabilisierendes Element. 

Soziale Durchmischung ist ein Grundprinzip nachhaltiger Stadtentwicklung. 
Segregation schafft Probleme – Integration schafft Perspektiven. Die vorgesehene 
Kombination verschiedener Nutzungen sorgt für soziale Kontrolle, Belebung des 
Gebäudes und eine kontinuierliche Präsenz verantwortlicher Akteure vor Ort. 

Wir begrüßen ausdrücklich: 

 die Einrichtung von Büros für Integrationsmanagement, Sozialdiakonie und 
Arbeitskreis Asyl im Gebäude, 

 die direkte Ansprechbarkeit sozialer Beratungs- und Hilfsangebote vor Ort, 

 die Fortführung der Fahrradwerkstatt als niedrigschwelliges 
Integrationsangebot. 

Diese Strukturen sind präventiv wirksamer als jede symbolische Sicherheitspolitik. 



3. Hausmeisterstruktur und Prävention 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass der bisherige Hausmeister mit seiner Familie 
weiterhin im Objekt wohnen soll. Eine dauerhaft präsente Ansprechperson ist für ein 
solches Haus von großem Wert und stärkt die soziale Stabilität. 

Gleichzeitig halten wir es für sinnvoll, dem Hausmeister ein professionelles 
Antikonflikt- bzw. Deeskalationstraining zu ermöglichen. Dies ist keine Kritik, sondern 
eine präventive Maßnahme zur Unterstützung seiner verantwortungsvollen Aufgabe. 

4. Lärmschutz ernst nehmen 

Das Thema Lärm wurde in der Bürgerinformationsveranstaltung deutlich 
angesprochen. Die Problematik des betonierten Hinterhofs mit Schallreflexion ist 
bekannt. 

Wir erwarten, dass die Verwaltung hier zeitnah geeignete bauliche oder 
gestalterische Maßnahmen umsetzt, um die Schallübertragung wirksam zu 
reduzieren. Lärmschutz ist eine Frage des nachbarschaftlichen Respekts und muss 
ernst genommen werden. 

5. Dach des Anbaus – klare Regelung erforderlich 

Das Dach des Anbaus darf – mit Ausnahme von Notfallsituationen – nicht betreten 
werden. Hier sollte eine entsprechende bauliche Vorrichtung (z.B. 
Zugangssicherung) angebracht werden, um Missbrauch oder Gefährdungen zu 
vermeiden. Klare bauliche Regelungen schaffen Sicherheit und beugen Konflikten 
vor. 

6. Rolle der Bürgerinitiative 

Wie zugesagt, soll sich die Bürgerinitiative konstruktiv in die Pflege der 
Nachbarschaft einbringen. Dieses Engagement begrüßen wir ausdrücklich. 
Integration gelingt nicht allein durch Verwaltungshandeln, sondern durch Beteiligung 
und zivilgesellschaftliches Mitwirken. 

Gleichzeitig erwarten wir eine sachliche, lösungsorientierte Zusammenarbeit ohne 
Dramatisierung. 

7. Einordnung der Personengruppen 

Bei der zweiten Gruppe, die untergebracht wird, handelt es sich um obdachlose 
Menschen, die aus unterschiedlichsten Gründen ihre Wohnung verloren haben – 
häufig durch Trennung, Krankheit, Arbeitsplatzverlust oder steigende Mieten. Diese 
Menschen brauchen Unterstützung, keine Stigmatisierung. 

Die Stadt ist verpflichtet, entsprechende Räume zur Verfügung zu stellen. Wer 
kommunale Unterbringung grundsätzlich ablehnt, verkennt diese rechtliche und 
soziale Realität. 

 



8. Finanzielle Verantwortung 

Auch aus finanziellen Gründen ist das Projekt sinnvoll. Wie in der Vorlage dargestellt, 

werden die Betriebskosten nahezu durch Gebühren und Mieteinnahmen gedeckt. 

Zudem kann auf eine kostenintensive Containerlösung verzichtet werden. 

Eine Ablehnung würde erhebliche Investitionskosten an einem anderen Standort 
nach sich ziehen – ohne strukturelle Verbesserung. 

9. Sicherheits- und Berichtspflicht 

Sollten im laufenden Betrieb Probleme auftreten, erwarten wir eine enge Abstimmung 
zwischen Verwaltung, Polizei und kommunalem Ordnungsdienst. Etwaige 
Vorkommnisse sind der Verwaltung zeitnah mitzuteilen. 

Darüber hinaus halten wir es für angemessen, dass die Verwaltung dem 
Gemeinderat nach sechs Monaten einen Sachstandsbericht über die Situation, die 
Auslastung, eventuelle Konfliktlagen sowie die Wirkung der begleitenden 
Maßnahmen vorlegt. 

 

Fazit 

Die Umnutzung der Bolzstraße 25 ist: 

 humanitär geboten, 

 rechtlich erforderlich, 

 sozialpolitisch verantwortungsvoll, 

 integrationspolitisch sinnvoll, 

 wirtschaftlich tragfähig. 

Als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen unterstützen wir das Projekt ausdrücklich. 

Wir stehen für eine solidarische, vielfältige und verantwortungsbewusste 
Stadtgesellschaft. Die Bolzstraße 25 kann – bei kluger Begleitung – ein Beispiel 
dafür werden, wie Integration, soziale Verantwortung und wirtschaftliche Vernunft 
zusammenwirken. 

 

(Es gilt das gesprochene Wort) 
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